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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Dezember 1970 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Aufhebung der Verordnung 
Nr. 168/67/EWG des Rates und zur Änderung der Verord- 
nungen (EWG) Nr. 19/69 und Nr. 171/67 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 142/67 (EWG) betreffend die Vorausfestsetzung der 
Erstattung für Dlsaaten. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu den genannten Kommissionsvorschlä- 
gen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn>Bad Godesberg 1 
Postfach 821. Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Aufhebung der Verordnungen Nr. 168/67/EWG des Rates 
und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 19/69 und 

Nr. 171/67/EWG 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung | 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./70 2), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1, 
Artikel 17 und Artikel 18 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land'^), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 17 der Verordnung Nr. 136/66/EWG wird 
vom 1. Januar 1971 an geändert. Infolgedessen ist 
die Verordnung Nr. 168/67/EWG des Rates vom 
27. Juni 1967 zur Festlegung der Bedingungen für 
die Erteilung der Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für 
Olivenöl^) in der Fassung der Verordnung Nr. 1253/ 
70''^) aufzuheben. 

Im Interesse eines reibungslosen Verwaltungs- 
ablaufs empfiehlt es sich, daß im Falle der vor- 
herigen Festlegung der Abschöpfung die Einfuhr 
während der Geltungsdauer der Lizenz erfolgt, die 
als Beleg für die Vorausfestsetzung dient. Daher ist 
es zweckmäßig, Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 19/69 des Rates vom 20. Dezember 1968 zur vor- 
herigen Festsetzung der Abschöpfung bei der Ein- 
fuhr von Olivenöl®), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2110/70“^), zu ändern. 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 19/69 enthält 
Bestimmungen über die Kaution im Falle der vor- 
herigen Festsetzung der Abschöpfung, die nunmehr 
unter die Lizenzregelung des Artikels 17 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG fällt; er ist daher aufzu- 
heben. 

Ähnliche Probleme bestehen bei den Artikeln 7 a) 
und b) der Verordnung Nr. 171/67/EWG des Rates 
vom 27. Juni 1967 über die Erstattungen und Ab- 
schöpfungen bei der Ausfuhr von Olivenöl®), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2118/69 
des Rates vom 28. Oktober 1969®); folglich ist der 
obengenannte Artikel 7 a) anzugleichen und Ar- 
tikel 7 b) aufzuheben - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 168/67/EWG wird aufgehoben. 


Artikel 2 

, 1. Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 19/69 
erhält folgende Fassung: 

„Für die in Artikel 1 Absatz 2 Teil c) der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG genannten Erzeugnisse wird 
auf Antrag des Berechtigten, den dieser gleichzeitig 
mit dem Antrag auf Erteilung der Einfuhrlizenz zu 
stellen hat, die am Tag der Beantragung der Ein- 
fuhrlizenz geltende und nach Maßgabe des am Tag 
der Einfuhr geltenden Schwellenpreises berichtigte 
Abschöpfung angewandt, sofern die Einfuhr wäh- 
rend der Geltungsdauer der Lizenz erfolgt." 

1 2. Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 19/69 wird 
gestrichen. 

A r t i k e 1 3 

1. Artikel 7 a) Absatz 2 der Verordnung Nr. 171/ 
67/EWG erhält folgende Fassung: 

„Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 3 
wird jedoch die am Tag der Einreichung des An- 
trags auf Ausstellung einer Ausfuhrlizenz geltende 
Erstattung, die nach Maßgabe des am Tage der Aus- 
fuhr geltenden Schwellenpreises zu berichtigen ist, 
auf Antrag des Berechtigten, den dieser bei der 
Beantragung der Ausfuhrlizenz zu stellen hat, auf 
die während der Geltungsdauer der Lizenz vorzu- 
nehmende Ausfuhr angewandt." 

2. Artikel 7 b) der Verordnung Nr. 171/67/EWG 
wird gestrichen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

vom vom . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28, Juni 1967, S. 2593/67 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3 
vom 7. Januar 1969, S. 2 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 234 
vom 23. Oktober 1970, S. 6 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2600/67 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 271 
vom 29. Oktober 1969, S. 9 
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 142/67/EWG betreffend die 
Vorausfestsetzung der Erstattung für Ölsaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1253/70^), insbesondere auf Artikel 28 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land^), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 4 der Verordnung Nr. 142/67/EWG des 
Rates vom 21. Juni 1967 über Erstattungen bei der 
Ausfuhr von Raps- und Rübsensamen sowie von 
Sonnenblumenkernen ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 845/68^), ist die Möglich- 
keit vorgesehen, die Erstattung bei der Ausfuhr 
von Saaten im voraus festzusetzen. Im Interesse 
eines reibungslosen Verwaltungsablaufes empfiehlt 
es sich, Vorausfestsetzungsbescheinigungen einzu- 
führen und dabei eine Kaution zu verlangen, die 
garantieren soll, daß die Ausfuhr während der Gel- 
tungsdauer der Bescheinigung erfolgt. Aus dem 
gleichen Grunde ist es angebracht vorzusehen, daß 
die unter die Vorausfestsetzungsregelung fallende 
Ausfuhr während der Geltungsdauer der Bescheini- 
gung stattfindet - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Artikel 4 Absätze 2 und 3 der Verordnung 
Nr. 142/67/EWG erhält folgende Fassung: 

„2. Die am Tage der Einreichung des Antrags auf 
die Vorausfestsetzungsbescheinigung nach Ar- 
tikel 4 b) geltende und entsprechend dem zum Zeit- 
punkt der Ausfuhr geltenden Richtpreis berichtigte 
Erstattung wird auf Antrag des Berechtigten, den 
dieser bei Beantragung der Bescheinigung zu stellen 


hat, bei Ausfuhren angewandt, die während der 
Geltungsdauer der Bescheinigung stattfinden." 

Artikel 2 

In der Verordnung Nr. 142/67/EWG wird ein Ar- 
tikel 4 b) eingefügt: 

„1. Für jede außerhalb der Gemeinschaft getätigte 
Ausfuhr von Erzeugnissen, für die die in Artikel 4 
Absatz 2 vorgesehene Vorausfestsetzung der Er- 
stattung gilt, ist eine Vorausfestsetzungsbescheini- 
gung vorzulegen, die von den Mitgliedstaaten 
jedem Antragsteller unabhängig von dem Ort seiner 
Niederlassung in der Gemeinschaft ausgestellt 
wird. 

Die Bescheinigung gilt für ein innerhalb der Ge- 
meinschaft getätigtes Geschäft. 

2. Die Ausstellung der Vorausfestsetzungsbeschei- 
nigung wird von der Stellung einer Katuion ab- 
hängig gemacht, die die Verpflichtung zur Ausfuhr 
während der Geltungsdauer der Bescheinigung 
garantiert und die ganz oder teilweise verfällt, 
wenn das Geschäft nicht fristgemäß oder nur teil- 
weise durchgeführt wird. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, die insbesondere eine Frist für die Aus- 
stellung der Vorausfestsetzungsbescheinigung vor- 
sehen können, werden nach dem Verfahren des 
Artikels 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG er- 
lassen. " 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 26. Juni 1967, S. 2461/67 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 152 
vom 1. Juli 1968, S. 6 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Auf Grund der Ergebnisse der Erörterungen über 
die Errichtung eines gemeinschaftlichen Lizenz- 
systems hat die Kommission dem Rat eine 
Änderung von Artikel 17 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG betreffend Einfuhr- und Aus- 
fuhrlizenzen für Olivenöl vorgeschlagen (Dok. 
KOM (70) 1251 vom 30. Oktober 1970), um die 
Bestimmungen denen anderer Bereiche anzu- 
gleichen, die unter eine gemeinsame Markt- 
organisation fallen und einen reibungslosen Ver- 
waltungsablauf des neuen Lizenzsystems zu 
ermöglichen. 

2. Die in den anderen Bereichen geltenden Systeme 
sehen vor, daß die Frist, während der Einfuhr 
oder Ausfuhr vorzunehmen ist, selbst im Falle 
der vorherigen Festsetzung der Abschöpfung 
oder der Erstattung von der Geltungsdauer der 
Lizenz abhängt. 

Auf dem Sektor Olivenöl wird die Geltungs- 
dauer der vorherigen Vorausfestsetzung zur Zeit 
vom Rat festgelegt und unterscheidet sich von 
der Geltungsdauer der Lizenz. Da sich aus dem 
in Absatz 1 genannten Änderungsvorschlag der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG ergibt, daß die 
Festsetzung der Geltungsdauer der Lizenzen wie 
in den anderen Sektoren von der Kommission 
vorzunehmen ist, ist es erforderlich, die gegen- 
wärtig geltenden Bestimmungen auf dem Sektor 
Olivenöl im Bereich der Vorausfestsetzung eben- 
falls zu ändern. Es wird daher vorgeschlagen, 
die Artikel der Verordnungen (EWG) Nr. 19/69 
und Nr. 171/67/EWG des Rates über die vorherige 
Festsetzung der Abschöpfung bzw. der' Erstat- 
tung zu ändern, um festzulegen, daß im Falle der 


vorherigen Festsetzung die Geschäfte während 
der Geltungsdauer der Lizenzen vorzunehmen 
sind. 

3. Die vorgeschlagene Änderung des Artikels 17 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erfordert die 
Aufhebung der Bestimmungen der Verord- 
nungen (EWG) Nr. 19/69 und Nr. 171/67/EWG des 
Rates über die Stellung einer Kaution bei Vor- 
ausfestsetzung, die nunmehr unter das Lizenz- 
system fallen. 

4. Die Verordnung Nr. 168/67/EWG des Rates zur 
Festlegung der Bedingungen für die Erteilung 
der Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Olivenöl, 
deren Bestimmungen in dem Änderungsvor- 
schlag von Artikel 17 der Verordnung Nr. 136/ 
66/EWG wieder aufgenommen wurden, ist eben- 
falls aufzuheben. 

5. Bei den vorgenannten Beratungen hat sich er- 
geben, daß das Ausfuhrsystem für Ölsaaten, das 
die Gewährung von Erstattungen, aber keine 
gemeinschaftlichen Lizenzen vorsieht, den ande- 
ren Sektoren ebenfalls anzugleichen ist. Diese 
Angleichung ist vor allem bei der vorherigen 
Festsetzung der Erstattung erforderlich, da die 
Verordnung Nr. 142/67/EWG des Rates die Aus- 
fuhr in einem solchen Falle nur aus dem Mit- 
gliedstaat gestattet, in dem der Antrag auf vor- 
herige Festsetzung gestellt wurde, während das 
gemeinschaftliche Lizenzsystem die Ausfuhr aus 
jedem Mitgliedstaat gestattet. 

Es scheint daher notwendig und ausreichend, für 
die Ölsaaten die Einführung der gemeinschaft- 
lichen Bescheinigung über die Vorausfestsetzung 
der Erstattung vorzuschlagen. 
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